
Weihnachtswerbung mit 5G 

 

Ist eine Werbung mit 5G-Leistungen zulässig, wenn der beworbene 5G Tarif nicht überall 

verfügbar ist? 

 

Diese Frage hatte das Landgericht Koblenz zu entscheiden. 

Urteil des Landgerichts Koblenz v. 09.04.2021 – Az 4 HK O 51/20 

(rechtskräftig) 

 

Zum Sachverhalt: 

 

Die Parteien sind Telekommunikationsunternehmen. Die Beklagte warb auf ihrer Internet-

seite mit Weihnachtsangeboten. Auf der ersten Seite befand sich eine einheitliche Bühne mit 

einer durchgehenden Schneedecke und einem weite Teile der Seite bedeckenden Sternen-

himmel. Auf dieser Seite fand sich unter anderem links ein Stern mit dem Aufdruck „Weih-

nachtsangebot“.  In der Mitte der Bühne war eine SIM-Karte mit einem runden „5G“-Störer 

zu sehen. Auf der rechten Seite war ein Kasten mit Flat-Tarifen und einem Preis ab 9,99 

Euro/Monat zu finden. Unter diesem Kasten befand sich die Klickfläche „Zum Angebot“. 

Klickte der Nutzer hierauf wurde er zur Produktseiten der Beklagten geführt. Nicht alle Tarife 

aus der in dem Kasten beworbenen Tariffamilie umfassen 5G-Leistungen. Die 5G-Leistungen 

der Beklagten sind zudem regional nur eingeschränkt erhältlich. Zudem waren die 5G-

Leistungen nicht zu dem niedrigen ab-Preis erhältlich. Die Klägerin mahnte die Beklagte 

daher ab und begehrte das Unterlassen dieser Werbung als irreführend. 

 

Die Entscheidung: 

 

Das Landgericht Koblenz untersagte der Beklagten gemäß §§ 8 Abs. 1 und Abs. 3 Nr. 1, 3, 5 

Abs. 1 S. 1 und S.2 Nr. 1 und 2 UWG die Werbung mit 5 G-Leistungen, wenn diese zu dem 

genannten ab-Preis nicht genutzt werden können, sondern lediglich zu einem höheren Preis. 

Weiterhin untersagte es eine Werbung mit 5G-Leistungen, wenn nicht darauf hingewiesen 

wird, dass diese nur eingeschränkt verfügbar sind. Die Werbung der Beklagten stufte das 

Landgericht Koblenz deshalb als irreführend für den Verbraucher ist.  

Zunächst hätte die Beklagte auf die eingeschränkte Verfügbarkeit der 5G-Leistungen hin-

weisen müssen. Die Werbung richtete sich an alle Verbraucher und nicht nur an technik-

affine oder besonders technikinteressierte Verbraucher. Es sei nicht wegen der erst vor 

kurzem erfolgten Versteigerung von 5G-Litzenzen allgemein bekannt, dass sich das 5G-Netz 

deutschlandweit noch im Aufbau befindet. Insbesondere wisse der durchschnittliche 



Verbraucher nicht, dass 5G-Leistungen derzeit nur in den Städten Berlin, Hamburg, 

München, Frankfurt/Main und Köln verfügbar sind.  

Die Werbung erweckt nach Ansicht des Landgerichts Koblenz zudem den unzutreffenden 

Eindruck, der Kunde könne bei der Beklagten bereits im billigsten Tarif von 9,99 Euro/Monat 

5G-Leistungen erhalten. Die Beklagte vermochte auch nicht mit dem Argument durchzu-

dringen, dass sich der 5G-Störer gar nicht auf dem Kasten mit den Tarifen befindet und sich 

damit nicht auf diesen beziehe, sondern eigenständig nur allgemein auf die 5G-Leistungen 

der Beklagten hinweisen sollte.  Da sich die Werbung auf einer einheitlichen Bühne mit einer 

durchgehenden Schneedecke und einem weitgehend durchgehenden Sternenhimmel 

befand, wird für den durchschnittlich aufmerksamen Verbraucher nach Einschätzung des 

Landgerichts nicht ersichtlich, dass die Beklagte unabhängig von ihren Tarifangeboten darauf 

hinweisen wollte, dass sie jetzt auch 5G-Leistungen anbieten kann. Es entstand vielmehr der 

Eindruck eines einheitlichen Angebots, zumal sich auf dem linken Stern der Aufdruck 

„Weihnachtsangebot“, befand, sodass der Verbraucher nicht auf getrennte Angebote 

schließt. Auch wenn sich die Klickfläche „Zum Angebot“ nur unter den Tarifen befindet, 

deutet das für einen durchschnittlich aufmerksamen Verbraucher ebenfalls nicht auf 

getrennte Angebote hin. Zudem befand sich der 5 G-Störer an einer SIM-Karte. Da ein 

Telefonieren und Surfen in den von der Beklagten beworbenen Tarifen nur mit einer solchen 

SIM-Karte technisch möglich ist, wird der allgemeine Verkehrskreis nach Auffassung des 

Landgerichts den Schluss von dem 5G-Störer auf die Mobilfunktarife der Beklagten ziehen. 

 

 

Auszug aus dem Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb 

§ 5 Irreführende geschäftliche Handlungen 

(1) 1Unlauter handelt, wer eine irreführende geschäftliche Handlung vornimmt, die geeignet 

ist, den Verbraucher oder sonstigen Marktteilnehmer zu einer geschäftlichen Entscheidung zu 

veranlassen, die er andernfalls nicht getroffen hätte. 2Eine geschäftliche Handlung ist 

irreführend, wenn sie unwahre Angaben enthält oder sonstige zur Täuschung geeignete 

Angaben über folgende Umstände enthält: 

 

1. die wesentlichen Merkmale der Ware oder Dienstleistung wie Verfügbarkeit, Art, 

Ausführung, Vorteile, Risiken, Zusammensetzung, Zubehör, Verfahren oder Zeitpunkt 

der Herstellung, Lieferung oder Erbringung, Zwecktauglichkeit, 

Verwendungsmöglichkeit, Menge, Beschaffenheit, Kundendienst und 

Beschwerdeverfahren, geographische oder betriebliche Herkunft, von der Verwendung 

zu erwartende Ergebnisse oder die Ergebnisse oder wesentlichen Bestandteile von 

Tests der Waren oder Dienstleistungen; 

 

2. den Anlass des Verkaufs wie das Vorhandensein eines besonderen Preisvorteils, den 

Preis oder die Art und Weise, in der er berechnet wird, oder die Bedingungen, unter 

denen die Ware geliefert oder die Dienstleistung erbracht wird; 

 

3. die Person, Eigenschaften oder Rechte des Unternehmers wie Identität, Vermögen 

einschließlich der Rechte des geistigen Eigentums, den Umfang von Verpflichtungen, 



Befähigung, Status, Zulassung, Mitgliedschaften oder Beziehungen, Auszeichnungen 

oder Ehrungen, Beweggründe für die geschäftliche Handlung oder die Art des 

Vertriebs; 

 

4. Aussagen oder Symbole, die im Zusammenhang mit direktem oder indirektem 

Sponsoring stehen oder sich auf eine Zulassung des Unternehmers oder der Waren 

oder Dienstleistungen beziehen; 

 

5. die Notwendigkeit einer Leistung, eines Ersatzteils, eines Austauschs oder einer 

Reparatur; 

 

6. die Einhaltung eines Verhaltenskodexes, auf den sich der Unternehmer verbindlich 

verpflichtet hat, wenn er auf diese Bindung hinweist, oder 

 

7. Rechte des Verbrauchers, insbesondere solche auf Grund von Garantieversprechen 

oder Gewährleistungsrechte bei Leistungsstörungen. 

 

(2)  Eine geschäftliche Handlung ist auch irreführend, wenn sie im Zusammenhang mit der 

       Vermarktung von Waren oder Dienstleistungen einschließlich vergleichender Werbung 

        eine Verwechslungsgefahr mit einer anderen Ware oder Dienstleistung oder mit der  

        Marke oder einem anderen Kennzeichen eines Mitbewerbers hervorruft. 

 

(3)  Angaben im Sinne von Absatz 1 Satz 2 sind auch Angaben im Rahmen vergleichender 

       Werbung sowie bildliche Darstellungen und sonstige Veranstaltungen, die darauf zielen 

       und geeignet sind, solche Angaben zu ersetzen. 

 

(4)  1Es wird vermutet, dass es irreführend ist, mit der Herabsetzung eines Preises zu werben, 

        sofern der Preis nur für eine unangemessen kurze Zeit gefordert worden ist. 2Ist streitig, 

        ob und in welchem Zeitraum der Preis gefordert worden ist, so trifft die Beweislast 

        denjenigen, der mit der Preisherabsetzung geworben hat. 

 

 

§ 8 Beseitigung und Unterlassung 

(1) 1Wer eine nach § 3 oder § 7 unzulässige geschäftliche Handlung vornimmt, kann auf 

       Beseitigung und bei Wiederholungsgefahr auf Unterlassung in Anspruch genommen 

       werden. 2Der Anspruch auf Unterlassung besteht bereits dann, wenn eine derartige 

       Zuwiderhandlung gegen § 3 oder § 7 droht. 

 

(2) Werden die Zuwiderhandlungen in einem Unternehmen von einem Mitarbeiter oder 

      Beauftragten begangen, so sind der Unterlassungsanspruch und der Beseitigungsanspruch 

      auch gegen den Inhaber des Unternehmens begründet. 

 

(3) Die Ansprüche aus Absatz 1 stehen zu: 

 

1. jedem Mitbewerber; 

 

2. rechtsfähigen Verbänden zur Förderung gewerblicher oder selbständiger beruflicher 

            Interessen, soweit ihnen eine erhebliche Zahl von Unternehmern angehört, die Waren 

            oder Dienstleistungen gleicher oder verwandter Art auf demselben Markt vertreiben, 

            wenn sie insbesondere nach ihrer personellen, sachlichen und finanziellen Ausstattung 
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          imstande sind, ihre satzungsmäßigen Aufgaben der Verfolgung gewerblicher oder 

          selbständiger beruflicher Interessen tatsächlich wahrzunehmen und soweit die 

          Zuwiderhandlung die Interessen ihrer Mitglieder berührt; 

 

3. qualifizierten Einrichtungen, die nachweisen, dass sie in der Liste der qualifizierten 

Einrichtungen nach § 4 des Unterlassungsklagengesetzes oder in dem Verzeichnis der 

Europäischen Kommission nach Artikel 4 Absatz 3 der Richtlinie 2009/22/EG des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 über Unterlassungsklagen 

zum Schutz der Verbraucherinteressen (ABl. L 110 vom 1.5.2009, S. 30) eingetragen 

sind; 

 

4. den Industrie- und Handelskammern oder den Handwerkskammern. 

 

(4) Stellen nach Absatz 3 Nummer 2 und 3 können die Ansprüche nicht geltend machen, 

      solange ihre Eintragung ruht. 

 

(5) 1§ 13 des Unterlassungsklagengesetzes ist entsprechend anzuwenden; in § 13 Absatz 1 und 

      3 Satz 2 des Unterlassungsklagengesetzes treten an die Stelle der dort aufgeführten 

      Ansprüche nach dem Unterlassungsklagengesetz die Ansprüche nach dieser 

      Vorschrift. 2Im Übrigen findet das Unterlassungsklagengesetz keine Anwendung, es sei 

      denn, es liegt ein Fall des § 4e des Unterlassungsklagengesetzes vor. 

 

 

 

Justizmedienstelle des Landgerichts Koblenz 

Koblenz, 27.05.2021 

 

 

 

Weinert 

Richterin am Amtsgericht 
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